
Wirtschaft und Entwicklung 

36.Generalversammlung: Thema Neugliederung 
— Weitere Vertagung der ECOSOC-Reform — 
Vorschläge der Inspekteure zur Stellung des Ge­
neraldirektors — Rolle der Regionalkommissio­
nen — Rlpert zum neuen Generaldirektor bestellt 
(13) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den Be­
richt in VN 3/1981 S.95 fort.). 

In dem Bestreben, das Thema der Neugliede­
rung des Wirtschafts- und Sozialbereichs der 
Vereinten Nationen als ständiges Anliegen in­
tensiv weiterzubehandeln, hat die 36. Gene­
ralversammlung sich erneut auf der Grund­
lage von ihr angeforderter Berichte des Gene­
ralsekretärs und einer eingehenden Studie 
der Gemeinsamen Inspektionsgruppe (Joint 
Inspection Unit, JIU) mit einigen Hauptthe­
men der Neugliederungsresolution aus dem 
Jahre 1977 beschäft igt (vgl. die im Anhang zur 
Resolution 32/197 enthaltenen Empfehlungen 
des >Strukturausschusses<, beschrieben in 
VN 3/1978 S.73ff.). Auf diese Weise wollen 
die Generalversammlung und der Generalse­
kretär, unterstützt vom Generaldirektor und 
seinem Sekretariat, das Eisen schmieden, so­
lange es heiß ist, um so weit wie möglich die 
institutionelle Anpassung der Vereinten Na­
tionen zur Erreichung internationaler Ent­
wicklungsziele (Neue Weltwirtschaftsord­
nung, Entwicklungsdekade usw.) durchzuset­
zen. Dabei bereitet der Kompromißcharakter 
der Neugliederungsresolut ion 32/197 teil­
weise unüberwindl iche Schwierigkeiten auf 
dem Wege zu einfachen und die Effizienz ver­
bessernden Lösungen. 
Die Themen, auf die sich die 36. Generalver­
sammlung im Neugliederungsbereich be­
schränkte, waren nahezu identisch mit denen 
des Vorjahres; die Generalversammlung hat 
also konsequent die Behandlung dieser 
Punkte fortgesetzt. 
• Die 36. Generalversammlung hat nur eine 
einschlägige Resolution (A/Res/36/187 
v.17.12.1981) verabschiedet, nämlich über 
das vor allem für die Entwicklungsländer wie 
auch für die wirksame Koordinierung generell 
vordringliche Problem der Stellung des Gene­
raldirektors für Entwicklung und internatio­
nale wirtschaftl iche Zusammenarbeit (ein 
Thema, zu dem sich eine umfassende Darstel­
lung der Ausgangsposi t ion in VN 1/1979 
S.11 ff. f indet) sowie zum Thema der Neuglie­
derung der Regionalkommissionen. 
• Im übrigen hat die 36. Generalversamm­
lung die brisante Frage der Erweiterung der 
Mitgliederzahl des Wirtschafts- und Sozialrats 
(ECOSOC) zur Behandlung im ECOSOC und 
in der 37. Generalversammlung — wie schon 
im Vorjahr (vgl. VN 3/1981 S.95) — weiter ver­
tagt (Beschluß A/Dsc/36/445 v.17.12.1981). 
Die Kontroverse konnte auch nicht dadurch 

einer Lösung nähergebracht werden, daß in­
nerhalb der >Gruppe der 77< (G-77) ein Kon­
sultationsmechanismus eingerichtet worden 
wäre, der die im ECOSOC vertretenen Mit­
glieder der G-77 nur in Übereinstimmung mit 
der gesamten Gruppe hätte abstimmen las­
sen. Zu einer solchen Übereinstimmung unter 
den Gruppenmitgl iedern ist es nicht gekom­
men. 
• Schließlich hat die 36. Generalversamm­
lung den Bericht des Generalsekretärs über 
gemeinsame Beitragsankündigungskonfe­
renzen für Aktivitäten im Entwicklungsbereich 
zur Kenntnis genommen (Beschluß A/Dec/ 
36/446 v.17.12.1981). 

/. Die 20 Empfehlungen der JIU 

Zentrales Thema im Neugliederungsbereich 
war die umfassende Studie der Inspekteure 
von der >Joint Inspection Unit<, die mit Doku­
ment A/36/419 v.l.9.1981 vorgelegt wurde, 
sowie die Stellungnahme des Generalsekre­
tärs hierzu (UN-Doc. A/36/419/Add.1 
v.11.11.1981). Beide Dokumente behandeln 
das Verhältnis des Generaldirektors für Ent­
wicklung und internationale wirtschaftl iche 
Zusammenarbeit — nachfolgend einfach Ge­
neraldirektor genannt — zu den Einheiten im 
Wirtschafts- und Sozialbereich im Sekretariat 
der Vereinten Nationen. Das ebenfalls 
schwierige Thema des Verhältnisses zu den 
Sonderorganisationen der Vereinten Natio­
nen wird in diesen Dokumenten nicht ange­
sprochen. Der Bericht der Inspekteure ver­
dient besondere Beachtung, enthält er doch 
eine wenn auch vorsichtige Kritik an fehlen­
den Verwaltungsanweisungen, Richtlinien 
und sonstigen Maßnahmen, um die Vollmach­
ten und die Funktionen des Generaldirektors 
entsprechend der Strukturresolut ion in die 
Praxis umsetzen zu können. Zwar werden die 
vergangenen drei Jahre als Anfangsstadium 
bezeichnet, für das flexible Ad-hoc-Lösungen 
als geeignet angesehen werden könnten; es 
sei jedoch jetzt an der Zeit, sachgerechte 
Verwaltungsanweisungen zu erlassen. Es soll 
hier nicht näher untersucht werden, ob der 
bisherige Generalsekretär die Effizienz des 
Generaldirektors mit Rücksicht auf einige In­
dustrieländer nicht voll unterstützt hat oder 
ob es einer Politik eines Abwartens ent­
sprach. 
Der Bericht der Inspekteure ist in den meisten 
Punkten vom Generalsekretär bestätigt und 
der 36. Generalversammlung vorgelegt wor­
den. Die G-77 hat das zum Anlaß genommen, 
einen Resolutionsentwurf einzubringen, der 
verlangt, die Vorschläge des Generalsekre­
tärs umgehend durchzuführen. Dieser Ent­
wurf wurde mangels genügender Abst im­
mung der verschiedenen Gruppen in der Ge­
neralversammlung nicht verabschiedet, son­
dern ist in der allgemeiner gehaltenen Resolu­
tion 36/187 aufgegangen, die einen Bericht 
des Generalsekretärs über die Verwirkl ichung 

der Vorschläge an den ECOSOC und die 
37. Generalverammlung vorsieht. 
Die 20 Empfehlungen der Inspekteure seien 
nun im einzelnen vorgestel l t ; die Stellung­
nahme des Generalsekretärs ist jeweils in 
Klammern angefügt. 

/. Empfehlung: Die Vollmachten des General­
direktors sollten seinen Funktionen entspre­
chend ausgestaltet werden. Ein entsprechen­
des Bulletin des Generalsekretärs und ein 
Abschnit t des Organisationshandbuches der 
Vereinten Nationen über das Büro des Gene­
raldirektors sollten bald veröffentlicht wer­
den. (Der Generalsekretär stellt fest, daß ein 
Bulletin über das Büro des Generaldirektors 
herausgegeben wird.) 

2. Empfehlung: Der Generaldirektor sollte 
dem Generalsekretär regelmäßig berichten, 
um Weisungen und Anleitungen zu erhalten. 
Zu derartigen Berichtssitzungen könnten an­
dere Bedienstete hinzugezogen werden. (Der 
Generalsekretär st immt der Empfehlung zu.) 

3. Empfehlung: Die Generalversammlung 
sollte verlangen, daß die Regierungsvertreter­
gremien regelmäßig über die Umsetzung der 
Neugliederungsresolution unterrichtet wer­
den. Diese Gremien sollten den Generaldirek­
tor auffordern, ihnen schrift l ich oder mündlich 
über Einzelfragen und notwendige Maßnah­
men vorzutragen. (Der Generalsekretär hält 
es für zweckmäßig, daß der Generaldirektor 
die Gremien regelmäßig unterrichtet. Maß­
geblich sei zusätzlich der Geist, in dem die 
Zusammenarbeit stattfinde.) 

4. Empfehlung: Der Generaldirektor sollte mit 
den Leitern der Sekretariatseinheiten festle­
gen, welche Teile ihres Aufgabenbereichs 
vorwiegend wirtschaftl ichen oder sozialen 
Charakter haben. Diese Bereiche würden als­
dann der Leitung und Vollmacht des General­
direktors unterl iegen. (Der Generalsekretär 
zieht eine flexiblere Lösung vor, da eine klare 
Abgrenzung in der Praxis schwierig sei.) 

5. Empfehlung: Der Generaldirektor sollte ei­
nen jährlichen Arbeitsplan vorbereiten, der 
Prioritäten festlegt und die erwarteten Bei­
träge anderer Sekretariatseinheiten benennt. 
(Der Generalsekretär st immt zu, daß der Ge­
neraldirektor Einzelheiten der Prioritäten und 
der erwarteten Beiträge den verschiedenen 
Einheiten mitteilten sollte. Die Form dieser 
Mitteilung sollte jedoch noch überdacht wer­
den, damit eine übertr iebene Formalisierung 
vermieden werden kann.) 

6. Empfehlung: Die Sekretariatseinheiten soll­
ten zur Arbeit des Generaldirektors vorrangig 
beitragen und, wenn erforderlich, Bedien­
stete bereitstellen. (Der Generalsekretär 
st immt zu, weist aber auf die Personalknapp­
heit hin und empfiehlt, das Büro des General­
direktors mit einem Mindestmaß zusätzlichen 
Personals zu verstärken. Auf dieses Thema 
will der Generalsekretär zurückkommen, so­
bald Entscheidungen der Generalversamm­
lung zu diesem Thema vorliegen.) 

/.Empfehlung: Die Sitzungen zur Konsulta­
tion mit den verschiedenen Einheiten der Ver­
einten Nationen sollten sorgfältig vorbereitet 
und die Tagesordnung den von der General­
versammlung gesetzten Prioritäten angepaßt 
werden. (Der Generalsekretär st immt dieser 
— an sich selbstverständlichen — Empfeh­
lung zu und stellt fest, daß die Treffen bereits 
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wertvolle Ergebnisse für die Formulierung ge­
meinsamer Posit ionen gebracht hätten.) 

8. Empfehlung: Jede mit Wirtschafts- und So­
zialfragen befaßte Einheit sollte einen hoch­
rangigen Bediensteten, vorzugsweise den 
Vertreter des Leiters, als Verbindungsmann 
zum Büro des Generaldirektors bestellen. 
Größere Einheiten bedürfen zusätzlicher Ver­
bindungseinrichtungen. Regelmäßige Sitzun­
gen sollten mit den Verbindungsleuten statt­
f inden. (Der Generalsekretär hält Kontakte 
mit den zuständigen Bediensteten für geeig­
neter als eine nur formelle Bestellung von 
Verbindungsleuten.) 

9. Empfehlung: Die Leiter der im Wirtschafts-
und Sozialbereich tätigen Einheiten sollten 
dem Generaldirektor in allen seinen Aufga­
benbereich betreffenden Angelegenheiten 
Bericht erstatten. Der unmittelbare Bericht an 
den Generalsekretär sei nicht ausgeschlos­
sen, der Generaldirektor müsse in diesem Fall 
aber unterrichtet werden. (Der Generalsekre­
tär st immt damit überein.) 

10. Empfehlung: Vier Berichtsverfahren soll­
ten eingeführt werden, damit sich der Gene­
raldirektor rechtzeit ig einschalten könne: 
a) Berichte und Dokumente von Regierungs­

vertretergremien sollten dem Generaldi­
rektor automatisch zugeleitet werden. 

b) Alle Einheiten sollten dem Generaldirektor 
regelmäßig über das Ergebnis wichtiger 
Sitzungen und über Themen bevorstehen­
der Sitzungen unterrichten. 

c) Durch den Verbindungsmechanismus 
sollten notwendige Ad-hoc-lnformationen 
vermittelt werden (vgl. Empfehlung 8). 

d) Das Büro des Generaldirektors sollte in 
das bestehende Berichtsverfahren im 
Haushalts- und Finanzberich eingeschal­
tet werden. 

(Der Generalsekretär bekundet weitgehen­
de Übereinstimmung, hält eine Einschal­
tung des Generaldirektors in Haushalts- und 
Finanzfragen jedoch nur bei wichtigen The­
men für erforderlich.) 

11. Empfehlung: Der Generaldirektor sollte 
die Dokumente bezeichnen, die zur Vorlage in 
der Generalversammlung oder im ECOSOC 
bestimmt sind und hinsichtlich derer er wäh­
rend der Vorbereitungsphase konsultiert zu 
werden wünscht. Zugleich sollte er die Doku­
mente benennen, die er in vorläufiger oder 
endgültiger Fassung zu genehmigen 
wünscht. Wichtige Dokumente für Regie­
rungsvertretergremien sollten vor ihrer Vor­
lage mit dem Generaldirektor abgestimmt 
werden. Hintergrund ist die Tatsache, daß bis­
her die entsprechenden Dokumente dem Ge­
neraldirektor erst »im letzten Augenbl ick« 
vorgelegt wurden. (Die Empfehlung st immt 
mit den bisherigen Vorschlägen in den Be­
richten des Generalsekretärs überein; gleich­
wohl stellt der Generalsekretär fest, daß das 
System flexibel gehandhabt werden sollte. 
Oft könne eine Abst immung über den Grund­
gedanken ohne formelle Freigabe des Doku­
ments genügen.) 

12. Empfehlung: Im jährlichen Arbeitsplan 
sollte der Generaldirektor die Schritte aufzei­
gen, die zur Verbesserung der Koordinierung 
auf der Regierungsvertreterebene zu befol­
gen sind. (Der Generalsekretär stimmt zu, 
meint jedoch, daß die Koordinierung zusätz­
lich von solchen Verfahren abhänge, die nach 
den Umständen am besten geeignet seien, zu 
Ergebnissen zu kommen — beispielsweise 

direkte Kontakte, informelle und formelle 
Konsultationen und Teilnahme an Sitzun­
gen.) 

13. Empfehlung: Die neu eingesetzte Ad-hoc-
Gruppe hochrangiger Beamter, die das Ar­
bei tsprogramm im Hinblick auf überflüssig 
gewordene, unwichtige oder ineffektive Auf­
gaben untersucht, sollte eine ständige Ein­
richtung bei der Vorbereitung des Haushalts 
werden. (Der Generalsekretär begrüßt das 
Ziel der Empfehlung, schlägt aber vor, die Mo­
dalitäten erst nach der Diskussion der Gene­
ralversammlung über Prioritäten festzule­
gen.) 

14. Empfehlung: Der Generaldirektor sollte 
vordringliche Managementprobleme feststel­
len und mit Hilfe von Studien und Bewertun­
gen nach Lösungen suchen und Maßnahmen 
zur Durchführung der Ergebnisse treffen. 
(Der Generalsekretär st immt zu, weist aber 
auf die vorrangige Verantwortl ichkeit der Lei­
ter der jeweiligen Einheiten für Management­
fragen hin. Für Studien stünden auch Sekre­
tariatseinheiten wie der Verwaltungs- und Ma­
nagementdienst (AMS) und das Büro für Pro­
grammplanung und Koordinierung (PPCO) 
zur Verfügung.) 

15. Empfehlung: Der Generaldirektor sollte in 
Streitigkeiten eingeschaltet werden und nach 
Anhörung der Beteil igten entscheiden. (Der 
Generalsekretär hält die Lösung von Streitfäl­
len in erster Linie für eine Aufgabe der Leiter 
der jeweiligen Einheiten. Nur wenn mehrere 
Einheiten betroffen seien, könne der General­
direktor eingeschaltet werden. Die anzuwen­
denden Verfahren für diesen Fall sollten unter 
den Beteiligten ausgearbeitet werden.) 
16. Empfehlung: Der Generaldirektor sollte 
zur Förderung der Koordinierung die Konsul­
tat ionsmechanismen für Analysen und für die 
Herausarbeitung von vorrangigen Themen 
nutzen. Alle Einheiten sollten den Generaldi­
rektor im Planungsstadium bei Wirtschafts­
übersichten und anderen Wirtschaftsanaly­
sen beteiligen. (Der Generalsekretär stimmt 
zu und hebt hervor, daß die Zusammenarbeit 
zwischen dem Generaldirektor und der Abtei ­
lung für Wirtschafts- und Sozialangelegenhei­
ten besonders konstruktiv gewesen sei.) 

17. Empfehlung: Der Generaldirektor sollte 
die Arbeiten des Büros für Sekretariatsdien­
ste in Wirtschafts- und Sozialfragen (OS-
SECS) überwachen und die Ausschußsekre­
täre instruieren. (Der Generalsekretär stellt 
fest, daß dies zu den Gesamtüberwachungs-
aufgaben des Generaldirektors gehöre und 
bereits weitgehend geschehe.) 

18. Empfehlung: Für den operativen Bereich 
sollte der Generaldirektor a) allgemeine Ziele 
festlegen, b) Themen festlegen, die Beach­
tung durch die Generalversammlung erfor­
dern, c) Ratschläge für Managementprob­
leme geben und d) eine konzertierte Aktion 
zur Mobil isierung von zusätzlichen Beiträgen 
fördern. (Der Generalsekretär stimmt den 
Punkten a) bis c) zu, verweist zu Punkt d) je­
doch auf die Appelle der Generalversamm­
lung an die Regierungsvertretergremien zu 
diesem Thema.) 

19. Empfehlung: Bedienstete des Büros des 
Generaldirektors sollten mit Verbindungsauf­
gaben zu den jeweiligen Einheiten im Bereich 
der Vereinten Nationen betraut werden. (Der 
Generalsekretär hält eine flexiblere Lösung 
für geeigneter und verweist auf seine Stel­
lungnahme zu Empfehlung 8.) 

20. Empfehlung: Der Posten eines Beigeord­
neten Generalsekretärs sollte anstelle eines 
D-2-Direktorenpostens im Büro des General­
direktors geschaffen werden, um für eine 
hochrangige Vertretung bei Abwesenheit des 
Generaldirektors Vorsorge zu treffen, die 
zwangsläufig oft eintrete. (Der Generalsekre­
tär st immt zu.) 

Die Empfehlungen der JIU und die Kommen­
tare des Generalsekretärs verdeutl ichen, wie 
schwierig es ist, selbst für einfache Organisa­
tionsfragen der Stellung des Generaldirektors 
gerecht zu werden, ohne das reibungslose 
Funktionieren der einzelnen Einheiten in den 
Vereinten Nationen zu beeinträchtigen — 
eine typische Folge der im Kompromiß er­
reichten Regelung. 
Neben den Empfehlungen, also ausdrückl ich 
nicht als Empfehlung vorgetragen, bemerkt 
der Bericht der Gemeinsamen Inspektions­
gruppe auch, daß die Generalversammlung 
den Bestel lungsmodus für die Ernennung des 
Generaldirektors ändern solle, um ihn den 
>Herzögen<, das heißt den Leitern der jeweil i­
gen Einheiten im Bereich der Vereinten Natio­
nen rangmäßig gleichzusetzen. Leiter, die von 
eigenen Regierungsvertretergremien gewählt 
werden, wie etwa UNEP und UNCTAD, haben 
sich — dem Bericht der Inspekteure zufolge 
— geweigert, unter dem Vorsitz des >nur< 
vom Generalsekretär ernannten Generaldi­
rektors zu Sitzungen zusammenzukommen. 
Der Vorschlag der Inspekteure ist verständ­
lich, verkennt aber möglicherweise die Ge­
fahr, den als Paket aufgefaßten Kompromiß 
der Strukturresolut ion ins Wanken kommen 
zu lassen. Über das Bestellungsverfahren für 
den Generaldirektor wurde im Strukturaus­
schuß heftig gerungen (vgl. VN 1/1979 
S.11 ff.) und das Ergebnis war Teil des Kom­
promisses. 
Es bleibt abzuwarten, wann welche Empfeh­
lungen verwirklicht werden. Noch sind, beein­
flußt sicher auch durch die personellen Verän­
derungen, Vorbereitungen nicht in Angriff ge­
nommen. Immerhin mögen einige Empfehlun­
gen im Licht der neuen Personalkonstellation 
(vgl. hierzu weiter unten) eine veränderte Ge­
wichtung erhalten. 

//. Absichten für Regionalkommissionen 

Das weitere Thema von Interesse ist die Be­
handlung der Regionalkommissionen. Auf der 
Grundlage des umfassenden Berichts über 
die Neugliederungsmaßnahmen in den Regio­
nalkommissionen (UN-Doc.A/35/546 v.23.10. 
1980; vgl. dazu VN 3/1981 S.95) und dem dar­
auf beruhenden Beschluß der 35. Generalver­
sammlung hat der Generalsekretär mit UN-
Doc.A/36/577 v. 12.10.1981 einen Bericht 
über die von den einzelnen Regionalkommis­
sionen (ESCAP, ECLA, ECA, ECWA) inzwi­
schen zur Neugliederung beschlossenen Re­
solutionen erstellt. Alle von den Regionalkom­
missionen verabschiedeten Resolutionen be­
kräftigen die Rolle der Kommissionen als 
»Hauptzentren für die allgemeine wirtschaftl i­
che und soziale Entwicklung in ihrer jeweili­
gen Region«. Für die Dezentralisierung von 
Aufgaben zugunsten der Regionalkommissio­
nen werden die Bereiche Wasser und Umwelt 
vorangestellt, für die eine Delegation der bis­
her zentralen Sekretariatsfunktion in New 
York an die Regionen naheliegt. Weiter wer­
den in den Resolutionen der Regionalkom­
missionen ihre Koordinierungsaufgabe, ihre 
Teilnahme an der Programmplanung, ihr Bei-
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trag zur globalen Zielfestlegung und ihre ope­
rativen Aufgaben ebenso wie die Zusammen­
arbeit unter den Entwicklungsländern behan­
delt. 
Noch gibt es keine Analyse der Kosten und 
der haushaltsmäßigen Folgen des Neugliede­
rungsprozesses für die Regionalkommissio­
nen. Der Bericht gibt hierfür einige grundsätz­
liche Hinweise: gesteigerte Regierungsbei­
träge und Heranziehung örtl icher Kräfte, mehr 
Eigenständigkeit in Haushaltsentscheidun­
gen, Verbindung von Aufgaben der Regional­
kommissionen mit zwischenstaatl ichen Pro­
grammen und Projekten sowie eine engere 
Verbindung mit Geberländern und ihren Zie­
len. 
Schließlich werden die Konferenz- und Sekre­
tariatsstrukturen behandelt. Die Resolution 
36/187 best immt auf der Basis dieses Be­
richts im operativen Abschnit t 2, daß die 
37. Generalversammlung das Thema des Ein­
flusses der Neugliederung auf die Regional­
kommissionen unter Zugrundelegung des 
Berichts des Programm- und Koordinierungs­
ausschusses (CPC) und des ECOSOC wieder 
aufnehmen soll. Damit ist auch diesem Thema 
eine weitere Intensivierung gewährleistet. 
Außerdem nimmt die 36. Generalversamm­
lung mit Beschluß A/Dec/36/446 die Auf­
zeichnung des Sekretariats zur Kenntnis, die 
die Beitragsankündigungskonferenzen be­
trifft. Dort (UN-Doc.A/C.2/36/3 v.4.11.1981) 
wurde festgestel l t , daß seit 1978 vier Konfe­
renzen stattgefunden haben. Es wird vorge­
sehen, daß der UN-Treuhandfonds für soziale 
Verteidigung, der die Verbrechensverhütung 
betrifft, in die Liste der Programme, für die 
Beiträge angekündigt werden, aufgenommen 
werden soll. 

///. Neuer Generaldirektor 

Nach langen Bemühungen im Sicherheitsrat 
wurde Javier Perez de Cuellar von der 36. Ge­
neralversammlung zum Nachfolger von Kurt 
Waldheim als Generalsekretär der Vereinten 
Nationen ernannt (vgl. VN 1/1982 S.25f.). Da­
mit ergab sich die Frage der Nachfolge des 
Generaldirektors. Die Ansicht, daß zu diesem 
Thema ein informelles Übereinkommen im 
Strukturausschuß bestand, niemals die Posi­
tion des Generalsekretärs und des Generaldi­
rektors zur selben Zeit von einer Gruppe — 
Süd oder Nord — halten zu lassen (vgl. VN 1/ 
1979 S.11ff.), bedurfte keiner Verifizierung; 
der neue Generalsekretär hielt es von sich 
aus für unzweckmäßig und ersetzte den aus 
Ghana kommenden Generaldirektor Kenneth 
Dadzie durch den bisherigen Leiter der Abtei­
lung für internationale wirtschaftiche und so­
ziale Angelegenheiten, den Franzosen Jean 
Ripert (Kurzbiographie und Bild s. VN 3/1978 
S.89). Mit ihm hat die Europäische Gemein­
schaft einen hervorstechenden Vertreter in 
der zweithöchsten Funktion des Sekretariats. 
Zwar können sich hieraus gewisse Spannun­
gen bei der Formulierung von Entwicklungs­
zielen und eventuell auch im Vorsitz von Gre­
mien ergeben, die der Entwicklungspolit ik der 
Vereinten Nationen dienen. Zugleich aber 
wird erreicht, daß die von ihm vorgeschlage­
nen Konzeptionen leichter die Unterstützung 
europäischer Geberländer finden dürften. Der 
bisherige Generaldirektor Dadzie wird als 
Sonderbeauftragter des neuen Generalsekre­
tärs eingesetzt. Von der Art seiner Aufträge 
wird es abhängen, ob er als Ergänzung des 
neuen Generaldirektors fungiert oder als poli­

t ische Feuerwehr, die nicht notwendig auf 
wirtschafts- und sozialpolitische Fragen be­
zogen ist. Alles in allem: der Personalwechsel 
an der Spitze hat eine Konstellation erbracht, 
die die Möglichkeit zu bisher unerwarteten 
Kombinationen bietet. 

Ingo von Ruckteschell • 

UNCTAD: Integriertes Rohstoffprogramm, weitere 
Zwischenbilanz — Neues Zinn-Abkommen (14) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den Be­
richt in VN 1/1981 S.27ff. fort.) 

Die Fertigstellung eines neuen Zinn-Abkom­
mens sowie eine Initiative, >Felle und Häute< 
als 19. Rohstoff in das Integrierte Programm 
aufzunehmen, sind wohl die — jedenfalls vor­
dergründig — bemerkenswertesten einschlä­
gigen Ereignisse des Jahres 1981. Im übrigen 
gab es weiterhin viel Leerlauf. Die Rohstoffe 
der UNCTAD-Liste werden hier nun, wie in 
früheren Berichten, in alphabetischer Reihen­
folge abgehandelt. Dabei wird zunächst der 
Sachstand bei denjenigen Rohstoffen darge­
stellt, die Gegenstand eines Abkommens 
sind — ohne Naturkautschuk, Olivenöl (den 
Programmpunkt >Ölsaaten, -früchte< teil­
weise abdeckend) und Zucker, zu denen 
nichts Wesentl iches zu berichten ist. 

I. Kaffee: Das Übereinkommen von 1976 ist 
auf der 36. Tagung des Internationalen Kaf­
fee-Rates (7.-25.9.1981 in London) bis zum 
30. September 1983 verlängert worden. 
Kakao: Das Übereinkommen vom 19. Novem­
ber 1980 ist am I .August 1981 vorläufig in 
Kraft getreten. Auch die EG hatte sich dem 
entsprechenden Beschluß der beteiligten 
Staaten nach langem Zögern doch noch an­
geschlossen. Es war — und ist — freilich 
nicht gelungen, das wichtigste Ausfuhr- und 
das wichtigste Einfuhrland zum Mitmachen zu 
bewegen, nämlich die Elfenbeinküste und die 
Vereinigten Staaten. 
Zinn: Das sechste internationale Zinn-Ab­
kommen ist am 26. Juni 1981 fertiggestellt 
worden. Die Staatenkonferenz hatte dafür zu 
vier Tagungen von insgesamt 14 Verhand­
lungswochen zusammentreten müssen. Das 
neue Abkommen soll das am 30. Juni 1982 
auslaufende (fünfte) ersetzen und demgemäß 
am I.Juli 1982 in Kraft treten. Sein Schicksal 
erscheint gegenwärt ig allerdings eher unge­
wiß, zum einen wegen der Turbulenzen auf 
dem Zinn-Weltmarkt (Preissteigerung von 
über 30 vH ab etwa Mitte 1981, seit Ende Fe­
bruar 1982 Preissturz), zum anderen deshalb, 
weil die USA dem Abkommen fernbleiben 
wollen. Inhaltlich stellt die Vereinbarung (na­
türlich) einen Kompromiß zwischen den Be­
fürwortern der >Bufferstock<- und denen der 
Exportquoten-Lösung dar (vgl. VN 4/1980 
S.l39f.). Das Ausgleichslager soll künftig ein 
Maximalvolumen von 50 000 Tonnen haben 
(Finanzierung: 30 000 Tonnen durch Direkt­
beiträge der Mitgliedstaaten, 20 000 durch 
Aufnahme von Anleihen). Exportkontrol len 
können durch den Zinn-Rat eingeführt wer­
den, wenn das Lager einen Bestand von 
35 000 Tonnen erreicht. Der Rat hat auch die 
Aufgabe, Mindest- und Höchstpreise festzu­
setzen, wobei dieser 30 vH über jenem zu lie­
gen hat. Der Mindestpreis soll im Zweifel dem 
Marktpreis bei Inkrafttreten des Abkommens 
entsprechen. 

II. Bananen: Keine nennenswerten Neuig­
keiten. 
Baumwolle: Auch während des ersten Teils 
der sechsten Vorbereitungstagung (27.4.-
1.5.1981; 54 tei lnehmende Staaten) konnten 
die grundlegenden Meinungsverschiedenhei­
ten über Notwendigkeit und Mechanismus ei­
ner Preisstabilisierung nicht ausgeräumt wer­
den. Die Vereinigten Staaten als größter Welt­
exporteur (27 vH der Ausfuhren) waren wei­
terhin beharrlich gegen jede Form von Markt­
intervention. Auch der vermittelnde Vorschlag 
von drei skandinavischen Staaten (Finnland, 
Norwegen, Schweden), für den Fall best imm­
ter Marktstörungen wenigstens ein System 
von Konsultationen vorzusehen, wurde von 
ihnen brüsk abgelehnt: Es sei klar, daß man 
sich in verschiedenen Räumen befinde, deren 
Verbindungstüren fester verschlossen seien 
denn je. »Es gibt einfach keinen gemeinsa­
men Schlüssel.« Die sogenannte Izmir-
Gruppe (19 Entwicklungsländer, die zusam­
men etwa 33 vH der Weltausfuhren beisteu­
ern) bestand demgegenüber unverändert — 
mit Unterstützung der Sowjetunion (20 vH der 
Weltausfuhren) — auf der Aufnahme preispo­
litischer Best immungen in ein Abkommen. Ihr 
Sprecher meinte abschließend, »eine weitere 
Vorbereitungstagung wie diese wäre eine 
fruchtlose Übung«. Die Aussichten für eine 
Verständigung sollen vorerst in informellen 
Beratungen geklärt werden. 
Bauxit: Eine Vorberei tungstagung hat noch 
nicht stattgefunden. Dies sei ein Zeichen für 
die Zweifel etl icher Erzeugerländer an der 
Nützlichkeit von Absprachen mit den Ver­
braucherstaaten (so das UNCTAD-Sekretariat). 
Eisenerz: Vom UNCTAD-Sekretariat wurde 
dazu die berichtenswerte Formulierung ge­
prägt, es sei gerade erst damit begonnen 
worden, die Informationen zu sammeln, die es 
ermöglichen würden, die Probleme der Aus­
fuhrländer deutl ich auszumachen. 
Fleisch: Hier sind die Arbeiten im Rahmen 
des Integrierten Programms wohl abge­
schlossen. Nachdem auf der zweiten Vorbe­
reitungstagung im Mai 1980 anerkannt wor­
den war, daß Fragen des Welthandels bei dem 
Internationalen Fleisch-Rat des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens (GATT) zu res-
sortieren hätten, konzentrierte sich UNCTAD 
auf die Bereiche Forschung und Entwicklung 
sowie Marktförderung. Entsprechende Pro­
gramme für Afrika und Lateinamerika wurden 
auf regionaler Ebene entworfen und vorbera­
ten und sodann auf der dritten Vorbereitungs­
tagung unterbreitet (30.11.-4.12.1981; vertre­
ten 51 Staaten sowie die EG). Die Teilnehmer 
hielten solche internationalen Maßnahmen für 
erforderlich und stuften die Vorlagen als er­
sten Schritt dorthin ein. Das UNCTAD-Sekre­
tariat solle die Projektskizzen in Zusammen­
arbeit mit dem Sekretariat der Ernährungs­
und Landwirtschaftsorganisation der Verein­
ten Nationen (FAO) zu fert igen Projekten fort­
entwickeln, welche bei geeigneten Finanzie­
rungsinstituten •— u. a. dem Gemeinsamen 
Rohstoffonds mit dessen >zweitem Schalten 
— eingereicht werden könnten. Die Zwi­
schenstaatl iche FAO-Arbeitsgruppe für 
Fleisch wurde als geeigneter Betreuer ange­
sehen, und die Teilnehmer des Treffens äu­
ßerten die Hoffnung, dieses Gremium werde 
als internat ionale Rohstoffinstitution< im 
Sinne des Abkommens über den Rohstoff­
fonds (vgl. dazu, und insbesondere zu dem 
speziellen Begriff, VN 4/1981 S.132f.) aner­
kannt werden können. 
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